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SCHWEIZER MONAT 1106 MAI 2023 KOLUMNEN

MARKT UND MONETENPOLITIK FUR ZYNIKER

Macht ohne Die liberale Hassliebe
Grenzen zur Politik
Die Schweiz ist eine Vorzeigedemokratie. Zumindest dann,
wenn der Bundesrat die geltende Ordnung nicht mit
Notrecht ausser Kraft setzt. Das passiert jedoch immer häufiger:
während der Pandemie gemäss seinen eigenen Angaben
gleich 19mal, dann für den Axpo-Rettungsschirm und

jüngst bei der Zwangsübernahme der Credit Suisse durch
die UBS. Die Schweiz ist deswegen - entgegen einigen
Schlagzeilen - noch keine «Bananenrepublik». Doch der häufige

Griff zum Notrecht ist mehr als problematisch, weil das

Volk als Souverän ausgehebelt wird. Denn - in den Worten
von Friedrich A. von Hayek - «derjenige, der die Befugnis
hat, einen Notstand auszurufen, ist der wahre Souverän».

Der Bundesrat setzt mit dem Notrecht die Rechtssicherheit
und langfristig die wirtschaftliche und gesellschaftliche

Stabilität der Schweiz aufs Spiel.
Zwei Gründe dürften für sein

Verhalten ausschlaggebend
gewesen sein: mangelndes
Risikomanagement und falsche
Machtanreize. Und damit
einhergehend eine Geringschätzung

der Verfassung. Wer Risiken

nicht umsichtig steuert,
schlittert von einer Notlage in
die nächste. Und diesen
Eindruck hinterlässt unsere
Landesregierung zunehmend. Im Fall

Credit Suisse zeigte es sich, dass

man nicht auf unterschiedliche
Szenarien vorbereitet war. Die

Too-Big-to-Fail-Gesetzgebung
wurde kurzerhand über Bord

geworfen, weil sie die realistischen
Fälle einer temporären Staatsbeteiligung

oder einer Übernahme durch eine andere Bank
nicht berücksichtigt hatte.

Wie problematisch Notrecht ist, zeigt sich dort, wo
derjenige, der Notrecht ausrufen kann, seine eigene Machtfülle
vergrössert - es sind gefährliche und falsche Anreize. Zwar
kann der Bundesrat gemäss Artikel 185 Absatz 3 der
Bundesverfassung «Verordnungen und Verfügungen erlassen, um
eingetretenen oder unmittelbar drohenden schweren

Störungen der öffentlichen Ordnung oder der inneren oder
äusseren Sicherheit zu begegnen». Das muss ergänzt werden
mit einer rigorosen Überprüfung im Nachhinein, ob

Notrecht notwendig gewesen war, sowie mit einer wirksamen
zeitlichen Begrenzung dieses Machtinstruments.

«Ohne Politik geht nichts, und mit Politik geht alles schief.»

Diese Weisheit aus einem Witzbuch über die Bundespolitik
aus den 1980er-Jahren bringt das liberale Dilemma auf den

Punkt. Freiheitlich Gesinnte halten die Freiheit des
Individuums hoch, insbesondere die Freiheit vor staatlichen
Eingriffen. Doch um die Freiheit zu garantieren, braucht es

einen Staat, der die Rechte und Regeln durchsetzen kann.
Mit anderen Worten: Politik.

Anarchisten und auch viele Libertäre entziehen sich
diesem Dilemma, indem sie den Staat nicht nur in die Schranken

weisen, sondern ganz abschaffen wollen - das Problem der

Staatseingriffe würde sich damit gar nicht mehr stellen. Sie

träumen von einer Welt ohne Politik, die ausschliesslich auf
rein freiwilligen Verträgen basiert. Natürlich verstehen sie,

dass auch eine solche Ordnung
gemeinsame Regeln erfordert. Sie

berufen sich dann auf das Naturrecht,

das die Grundlage für alle

freiwilligen Transaktionen bilden
soll. Doch woher kommt das

Naturrecht? Es gibt davon viele

Varianten; christliche, humanistische

und sogar nationalsozialistische.

Der Entscheid, welches
Naturrecht gelten soll, ist ein genuin
politischer. So wird der Rückgriff
auf vermeintlich naturgegebenes
Recht, das frei von Politik ist, zum
Zirkelschluss.

Nehmen wir an, Sie wohnen
frei von staatlichem Zwang an
einem Karibikstrand und geniessen
das Leben. Bis jemand das Nachbargrundstück kauft und
Ihnen ein Hochhaus vor die Sonne stellt, mit einem lärmigen
Nachtclub im untersten Stock. Was tun Sie? Sie können vor
einem privaten Gericht klagen. Doch was, wenn Ihr Nachbar

es ablehnt, sich dieser Gerichtsbarkeit zu unterstellen? Und

selbst wenn er es täte: Wie sollte ein Gericht den Konflikt
zwischen Ihrem Eigentumsrecht und dem Ihres Nachbarn
lösen? Das Naturrecht gibt hierzu keinen Aufschluss. Das

Beispiel zeigt: Selbst wenn wir uns einzig auf Naturrecht
stützen, brauchen wir gesellschaftliche Institutionen, die

dieses Recht garantieren können.
Die historische Erfahrung lehrt uns zudem, dass der

Abschied von demokratischer Politik in aller Regel nicht im
naturrechtlichen Paradies endet, sondern in einer neuen
Form von Politik, die garantiert nicht mehr Wert auf individuelle

Freiheit legt.
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